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4. Steuern 

Unternehmen entlasten, sobald haushaltspolitisch möglich 

Hochsteuerland Deutschland 

Je nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit sollen die privaten Haushalte und Unternehmen zur 
Finanzierung der allgemeinen Aufgaben des Staates beitragen. Starke Schultern können und 
sollen mehr tragen als schwache Schultern. Diese Grundsätze einer steuerlichen Umvertei-
lung bilden sich schon heute in unserem steuerlichen Regelwerk ab und werden von den hes-
sischen Unternehmern uneingeschränkt geteilt. Beispielsweise werden 55 Prozent des Auf-
kommens der Einkommensteuer von nur 10 Prozent der Steuerpflichtigen gezahlt. 
 
Aber das Steuersystem muss auch so klug ausgestaltet sein, dass Menschen bereit sind, un-
ternehmerische Risiken einzugehen und mit ihrem privaten Kapitel zu haften. Privatpersonen 
und Unternehmen investieren nur, sofern ihnen von den erhofften, aber stets unsicheren Ge-
winnen in den Folgejahren ein angemessener Anteil verbleibt. Die Entwicklung in Deutschland 
und damit auch in Hessen zum Hochsteuerland wirkt sich zunehmend problematisch auf den 
Wirtschaftsstandort aus, weil Hessen aus steuerlicher Sicht für inländische und ausländische 
Investoren immer weniger attraktiv wird.  
 
Gewinne von Personengesellschaften (z.B. KG, OHG), die die Mehrzahl der Unternehmen in 
Hessen darstellen, werden in der Regel fast zur Hälfte wegbesteuert, da sie der Einkommens-

ten (z.B. GmbH, AG) zahlen mit über 30 Prozent deutlich mehr Gewinnsteuern (Körperschafts-
teuer und Gewerbesteuer), als es konkurrierende Standorte im Ausland verlangen. Vom aus-
geschütteten Rest ist dann noch Einkommensteuer zu zahlen, wenn die Anteilseigner natürli-

che Personen sind.  
 
Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass seit Jahren die privaten Investitionen 
in Deutschland und Hessen nur noch ein niedriges Niveau aufweisen und so die Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts begrenzen. Landtag und Landesregierung müssen alles daran 
setzen, dass ein höheres Wirtschaftswachstum und dadurch ein höheres Steueraufkommen 
erzielt werden. Nur so können die riesigen Verpflichtungen finanziert werden, die von der Po-
litik zu Lasten der Staatshaushalte und der Sozialkassen in der Vergangenheit eingegangen 
wurden. Die zurückliegenden Jahrzehnte haben gezeigt: Ein zwar nicht kurzfristiger, aber doch 
mittelfristig wirksamer Ansatz zu mehr Wachstum und zu Steuermehreinnahmen sind steuer-
liche Entlastungen für private Haushalte und für Unternehmen. 

Steuererhöhungen vermeiden 

Steuerliche Mehrbelastungen durch den Landtag müssen strikt vermieden werden. Ebenso 
darf die Politik der Landesregierung nicht zu indirekten Steuererhöhungen bei den Kommunen 
führen. Im Bundesrat sollte die Landesregierung etwaige Steuererhöhungen des Bundes, dem 
die meiste Regelungskompetenz in der Steuerpolitik zukommt, ablehnen. Auf EU-Ebene und 
im Bundesrat sollte sich die Landesregierung beispielsweise gegen eine EU-Digitalsteuer und 
gegen eine EU-Finanztransaktionsteuer aussprechen. 
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Auch sonstige neue Abgaben müssen unterbleiben: Beispielsweise darf der Landtags den sog. 
 In an-

deren Ländern zeigt sich, dass ein großer Teil des Aufkommens von Gebühren zur Entnahme 
von Grund- oder Oberflächenwasser allein für die Verwaltungskosten zur Erhebung und Ver-
teilung verwendet wird. 

Steuersenkungen bis 2029 umsetzen, sofern es die Konsolidierung zulässt 

Sobald die Corona-Pandemie bewältigt ist und sobald es die erheblichen Erfordernisse zur 
Sanierung der Landesfinanzen erlauben, sollten Landtag und Landesregierung die Unterneh-
men steuerlich entlasten, um den Standort Hessen für Investitionen attraktiver zu machen. 
Dieses, mit einem haushaltspolitischen Vorbehalt verbundene Ziel sollte im Koalitionsvertrag 
der nächsten Landesregierung verankert und möglichst im Laufe der 21. Legislaturperiode des 
Hessischen Landtags (2024  2029) umgesetzt werden. Da ein Land direkt nur die Höhe der 
Grunderwerbsteuer bestimmen kann, betrifft dieses Ziel vor allem das Abstimmungsverhalten 
der Landesregierung im Bundesrat bzgl. der großen Gemeinschaftssteuern, deren Aufkom-
men auch den Ländern zufließen. Die Landesregierung sollte dafür im Bundesrat werben. 

Unternehmenssteuern im Bund: Senken, sobald haushaltspolitisch möglich 

zen, die Unternehmensbesteuerung auf ein international wettbewerbsfähiges Niveau von ma-
ximal 25 Prozent zu senken sowie die steuerliche Forschungszulage auszubauen und für den 
Mittelstand vorteilhafter zu gestalten. Zudem sollte sich die Landesregierung für Entlastungen 

  
 
Für diese wirtschaftspolitisch sinnvollen Senkungen der Steuern muss allerdings zunächst der 
Bund die haushaltspolitischen Spielräume durch eine Haushaltsstrukturreform unter Einhal-
tung der Schuldenbremse schaffen. Mittelfristig ist zu erwarten, dass die Steuersenkung ein 
höheres Wirtschaftswachstum bewirkt und dass so das Steueraufkommen erheblich steigen 
wird. Ab wann genau sich eine Unternehmenssteuersenkung 

 In den Anfangsjahren ist mit Steuermindereinnahmen 
zu rechnen. 
(Mindereinnahmen pro Jahr gegenüber heute im Bund: 500 Mio. Euro nur in Hessen) 

(Mindereinnahmen pro Jahr gegenüber heute im Land: 250 Mio. Euro) 

(Mindereinnahmen pro Jahr gegenüber heute in den hessischen Kommunen: 250 Mio. Euro) 

Grunderwerbsteuer: Schrittweise senken, um Aufkommen zu deckeln 

Sobald es die Sanierung der Landesfinanzen zulässt, sollte der Landtag den Steuersatz der 
Grunderwerbsteuer in zwei Schritten von je 0,5 Prozentpunkten im Laufe der Legislaturperiode 
senken. 2010 betrug das Aufkommen noch 403 Millionen Euro, für 2022 sind 1,78 Mrd. Euro 
als Aufkommen angesetzt. Im selben Zeitraum wurde die Grunderwerbsteuer von 3,5 Prozent 
auf 6 Prozent angehoben. Das Aufkommen ist also rund auf das Viereinhalbfache gestiegen, 
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Ziel einer schrittweisen Senkung ist es, das Aufkommen an Grunderwerbsteuer in Hessen auf 
dem derzeitig hohen Niveau zumindest in etwa zu deckeln und einen weiteren Anstieg zu ver-
hindern. Denn die Marktentwicklung lässt erwarten, dass die Immobilienpreise in den vielerorts 
angespannten Wohnungsmärkten in Hessen noch einige Jahre weiter anziehen werden. Da-
mit dürfte auch die Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer größer werden. Eine 
schrittweise Steuersatzsenkung ist gerechtfertigt und geboten, damit das Land Hessen keine 
übermäßigen Einnahmen, die überwiegend auf Inflation im Immobiliensektor beruhen, zu Las-
ten des Privatsektors erzielt. 0,5 Prozentpunkte entsprechen derzeit einem Aufkommen von 
150 Mio. Euro. 
 

Hingegen lässt sich eine Steuersatzsenkung auf angespannten Wohnungsmärkten nicht mit 
dem wohnungspolitischen Ziel begründen, die Immobilienpreise für die Käufer zu verringern. 
Denn aufgrund des Angebotsmangels sind die Verkäufer tendenziell in der Lage, ihre Preise 
im Umfang der Steuersatzreduktion zu erhöhen (geringe Preiselastizität der Nachfrage). Des-
halb sollte der Landtag nach einer etwaigen Änderung des bundesrechtlichen Rahmens der 
Grunderwerbsteuer auch darauf verzichten, die Grunderwerbsteuer für Personen, die erstma-
lig ein selbstgenutztes Eigenheim erwerben, zu reduzieren  sei es durch einen Freibetrag, 
sei es durch einen gesondert reduzierten Steuersatz. Denn in angespannten Wohnungsmärk-
ten profitiert von einer Steuersatzsenkung weitestgehend der Verkäufer und nicht etwa die 
junge Familie als Ersterwerber. Den Nachfragern würde vor allem eine Angebotserhöhung, die 
zu einer Dämpfung der Immobilienpreisentwicklung führen würde, helfen. 
(Mindereinnahmen pro Jahr gegenüber heute im Land: 300 Mio. Euro) 

Grunderwerbsteuer: Stundung erlauben 

Um die finanzielle Belastung des Erwerbs von Wohneigentum zu verringern, sollte der Landtag 
Möglichkeiten zur Stundung der Grunderwerbsteuer über mehrere Jahre einführen. Die finan-
zielle Belastung soll zum Zeitpunkt des Eigentumserwerbs deutlich verringert werden. Stark 
steigende Boden- und Immobilienpreise machen die Kaufnebenkosten für viele Menschen zu 
einer immer größeren Hürde bei der Wohneigentumsbildung. Das Eigenkapitalproblem, ins-
besondere vieler junger Menschen, könnte durch die Stundung der Grunderwerbsteuer gemil-
dert werden. 

Grundsteuer: Nicht weiter verschärfen 

Das Aufkommen der Grundsteuer in Hessen belief sich auf 1,26 Mrd. Euro im Jahr 2020. Der 
Landtag sollte auf eine Verschärfung des im Dezember 2021 beschlossenen hessischen 
Grundsteuergesetzes verzichten. Insbesondere ein Wechsel zum bürokratischen Bundesmo-
dell muss ausgeschlossen bleiben. Zurecht hat der Landtag eine weitestgehend bürokratie-
freie Regelung getroffen.  
 
Nach zwei Jahren der Anwendung der neuberechneten Grundsteuer  im Jahr 2027  sollte 
die Landesregierung eine Evaluation vornehmen, um die effektive Belastungswirkung der 
Steuerreform zu überprüfen. Bei der Berechnung der Grundsteuer werden durch den Lage-
bezogenen Faktor gute Grundstückslagen stärker belastet als einfache Lagen, was unnötiger-
weise eine zusätzliche Umverteilung im Steuersystem bewirkt. Der Exponent des Lage-Fak-
tors bestimmt dabei den Grad der Umverteilung; eine Erhöhung des Exponenten zulasten gu-
ter Grundstückslagen muss ausgeschlossen bleiben.  
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Grundsteuer C wieder abschaffen 

Der Landtag sollte die Möglichkeit für Kommunen, eine Grundsteuer C für baureife Grundstü-
cke einzuführen, noch vor dem erstmaligen Anwendung im Jahr 2025 umgehend wieder ab-
schaffen. 2021 wurde den hessischen Kommunen die Möglichkeit der Einführung einer Grund-
steuer C für baureife Grundstücke ab dem Jahr 2025 gegeben. Wenn baureife Grundstücke 
nicht bebaut werden, liegt das jedoch nur selten an Immobilienspekulation, sondern meist an 
Erbstreitigkeiten, finanziellen Engpässen, ausstehenden Baugenehmigungen oder ähnlichen 
Problemen. Eine zusätzliche Baulandsteuer würde nur das Konfliktpotenzial erhöhen. Die 
Grundsteuer C ist bereits in der Vergangenheit gescheitert und würde kaum dazu beitragen, 
Bauland für dringend benötigten Wohnungsbau zu mobilisieren. 

Einfuhrumsatzsteuer reformieren: Verrechnungsverfahren einführen 

Die Landesregierung sollte sich über den Bundesrat dafür einsetzen, dass das System der 
Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer so angepasst wird, dass die derzeitige Benachteiligung 
des heimischen Logistikstandorts gegenüber benachbarten EU-Staaten abgebaut wird. Dies 
sollte durch die Einführung des innerhalb der EU bereits mehrheitlich praktizierten Verrech-
nungsverfahrens erfolgen.  

Erbschaftsteuer: Nicht erhöhen, Familienunternehmen fair besteuern 

Die Erbschaftsteuer bzw. die Schenkungsteuer fließt den Ländern zu, weshalb einige Landes-
politiker gelegentlich höhere Steuersätze verlangen. In Hessen betrug ihr Aufkommen 
785 Mio. Euro im Jahr 2020. Die Gesetzgebungskompetenz liegt beim Bund. Die Landesre-
gierung sollte im Bundesrat solchen Forderungen mit Nachdruck entgegentreten. Und sie 
muss entschieden alle Vorhaben, eine Vermögensteuer wieder zu erheben, ablehnen. Denn 
beide Steuern sind  je nach Konzept  unabhängig vom Gewinn zu zahlen, was gravierende 

negative Folgen hätte: Je nach Ausgestaltung würde das Eigenkapital des Unternehmens di-
rekt oder indirekt verringert, so dass die Bereitschaft, am Heimatstandort weiter zu investieren, 
sinkt. Zudem widerspricht eine übermäßige Besteuerung der unternehmerischen Lebensleis-
tung dem wirtschaftspolitischen Ziel, die Nachfolgeregelung in Familienunternehmen zu er-
leichtern und junge Menschen zur Übernahme von unternehmerischer Verantwortung zu ani-
mieren. 
 
Stattdessen sollte die Landesregierung bei einer etwaigen künftigen Reform dafür eintreten, 
dass Familienunternehmen bei der Erbschaftsteuer fair behandelt werden, indem u.a. das be-
günstigte Betriebsvermögen sachgerecht abgegrenzt wird und Schwellenwerte für die Ver-
schonungsbedarfsgrenze erhöht werden. Zudem müssen gesellschaftsrechtliche Verfügungs-
beschränkungen und Abfindungsregelungen sowie Beschränkungen bei Gewinnentnahmen 
bei der erbschaftsteuerlichen Bewertung berücksichtigt werden, um realitätsnahe Verkehrs-
werte der Besteuerung zugrunde zu legen. 

Gewerbesteuer: Substanzbesteuerung verringern oder abschaffen 

Einkommen, Gewinne und Erträge von Unternehmen sollen besteuert werden, nicht ertrags-
unabhängige Größen wie Grundstücke, Maschinen oder anderes Vermögen. Deshalb sind 
Substanzsteuern wie die Grundsteuer und die Erbschaftsteuer problematisch und dürfen kei-
nesfalls erhöht werden.  
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Die Landesregierung sollte sich im Bundesrat dafür einsetzen, bei der Gewerbesteuer die er-
tragsunabhängige Hinzurechnung von Zinsen, Mieten, Pachten, Lizenzen und Leasingraten 
zu streichen. Die hessischen Gewerbesteuereinzahlungen betrugen im Jahr 2021 rund 6,2 Mil-
liarden Euro. 
(Mindereinnahmen pro Jahr gegenüber heute in den hessischen Kommunen: 200 Mio. Euro) 

Regeln im Steuer-, Sozial- und Handelsrecht besser abstimmen 

Unnötiger Bürokratieaufwand in Unternehmen entsteht, weil im Steuerrecht oft andere Regeln 
gelten als im Sozial- oder Handelsrecht. Dies ist bei der Abrechnung von Löhnen problema-
tisch: Wenn unterschiedliche Fristen für die Fälligkeit von Lohnsteuern und Sozialversiche-
rungsbeiträgen bestehen, verursacht dies beim Arbeitgeber doppelten Abrechnungsaufwand. 
Wird im Handelsrecht anders gerechnet als im Steuerrecht, so führt dies zu unterschiedlichen 
Ansätzen in der Steuer- und in der Handelsbilanz. Die Landesregierung sollte sich im Bundes-
rat für eine bessere Abstimmung des Steuerrechts mit anderen Rechtsgebieten einsetzen. 

Steuerrecht vereinfachen 

Die Landesregierung sollte sich über den Bundesrat und die Bund-Länder-Fachgremien kon-
tinuierlich für eine Vereinfachung des Steuerrechts einsetzen. Denn das Steuerrecht ist zu 
kompliziert, und viele Regeln sind bürokratisch oder schwer verständlich.  
 
Das Finanzministerium muss noch besser gewährleisten, dass Bürger und Unternehmer Texte 
rund um die Steuern verstehen. Häufig stehen in Gesetzestexten und Steuerbescheiden Be-
griffe, die im heutigen Sprachgebrauch nicht mehr vorkommen. Dies führt zu Unsicherheiten 
und Nachfragen oder verursacht Einsprüche. Das kann durch eine einfachere Sprache in den 
Gesetzen vermieden werden. Auch die Steuerbescheide selbst bereiten Schwierigkeiten. Ob 
winzige Schrift, umständliche Erläuterungen oder Zahlenkolonnen: Die Steuerbescheide müs-
sen verbessert werden, damit der Steuerzahler Rechenwege nachvollziehen kann und Hin-
weise des Finanzamtes leichter versteht. 

Finanzämter weiter modernisieren 

Hessen ist mit der Modernisierung der Finanzämter gut vorangekommen. Insbesondere die 
Digitalisierung und die Software ELSTER haben für deutlich mehr Bürgerfreundlichkeit ge-
sorgt. Das hessische Finanzministerium sollte diesen Weg weiter beschreiten. 

Steuerkriminalität weiter konsequent bekämpfen 

Die Initiativen des hessischen Finanzministeriums zur Verbesserung der Kontrollen und der 
Verfolgung von systematischer Steuerkriminalität sind zu begrüßen. Bandenmäßig durchge-
führte Umsatz- - -Verge-
hen einzelner Banken müssen streng verfolgt und geahndet werden. Sollten weitere rechtliche 
Verschärfungen erforderlich erscheinen, sollte das Finanzministerium weitere Schritte prüfen 
und dazu unter anderem Wirtschaftsverbände konsultieren.  
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14. Bauen und Wohnen 

Mehr neuen Wohnraum durch weniger Regulierung schaffen 

Wohnungsmangel erschwert die Fachkräftesicherung in Hessen 

Die Fachkräftesicherung wird für viele Unternehmen im Ballungsraum immer schwieriger und 
teurer, weil ihre potenziellen neuen Mitarbeiter keine geeignete Wohnung finden. In vielen 
Städten und in ihrem Umland besteht ein Mangel an Wohnungen im Vergleich zur wachsenden 
Nachfrage, so dass die Neuvertragsmieten und die Immobilienpreise stark steigen. Seit 2015 

2022 mehr als verdreifacht. Haupt-
grund ist, dass viele Kommunen zu wenig und zu langsam neue Bauflächen schaffen. Immer 
weniger Fachkräfte finden Wohnungen in der Nähe ihrer Arbeitsstätte oder können sich diese 
leisten. Viele sehen sich gezwungen, über weite Strecken zu pendeln. Das erschwert die Fach-
kräftesicherung der Unternehmen und bedingt höhere Lohnforderungen der Beschäftigten. 
Deshalb liegt es im Interesse der Arbeitgeber, dass das Angebot an zusätzlichen Wohnungen 
in den Städten und in ihrem Umland rascher als bisher erhöht wird, damit mehr Beschäftigte 
dort wohnen können und damit der Mietpreisanstieg gedämpft wird. Markteingriffe wie Miet-
preisbremse lösen die Probleme nachweislich nicht. Langfristig verschärfen diese Zwangsin-
strumente die Probleme sogar. Allein in Hessen werden bis 2040 laut Wohnbedarfsprognose 
des Instituts für Wohnen und Umwelt zusätzlich rund 367.000 Wohnungen benötigt. Dazu 
müssen die Hemmnisse für private Investitionen in neuen Wohnraum verringert werden. 
Gleichzeitig gilt es, den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden sicherzu-
stellen, beispielsweise bei der Abwägung zwischen Innen- und Außenentwicklung.  

Umwandlungsverbot wieder abschaffen und keinesfalls verlängern 

per Rechtsverordnung in angespannten Wohnungsmärkten die Umwandlung von Mietwoh-
nungen aus Mehrfamilienhäusern in Eigentumswohnungen unter einen Genehmigungsvorbe-
halt zu stellen. Die Voraussetzungen an diesen Genehmigungsvorbehalt sind allerdings so 
eng definiert, dass die Regelung in der Praxis einem Genehmigungsverbot gleichkommt. Das 
ist ein nicht zu rechtfertigender Eingriff in die Eigentumsrechte und hemmt Investitionen in den 
Wohnungsbau. Das Umwandlungsverbot ist durch das Bundesgesetz bis Ende 2025 befristet. 
Die Landesregierung sollte eine Verlängerung des Umwandlungsverbots in Hessen ausschlie-
ßen und eine von der Vorgängerregierung erlassene Rechtsverordnung schnellstmöglich wie-
der zurücknehmen. Es muss das Recht des Vermieters sein, sein Eigentum veräußern zu 
können. 

 

Die Landesregierung sollte die  
abschaffen, weil diese Instrumente den Wohnungsmarkt schädigen. In jedem Fall ist eine wei-
tere Verschärfung der Mieterschutzverordnung oder deren Ausdehnung auf weitere Kommu-
nen abzulehnen. Ebenso ist eine weitere Ausdehnung der Kündigungssperrfrist zu unterlas-
sen. Der Bund ermächtigt die Länder, die Miethöhe bei Neuvermietung zu begrenzen (Miet-
preisbremse). Ebenso können die Länder die ohnehin begrenzte Mieterhöhung im laufenden 
Mietvertrag weiter absenken (Kappungsgrenze). Die sog. Mietpreisbremse sieht vor, dass die 
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Neuvertragsmiete maximal 10 Prozent über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen darf. Die 
Kappungsgrenze kann durch eine Verschärfung von 20 Prozent auf künftig 11 Prozent gesenkt 
werden. Die Landesregierung macht davon per Mieterschutzverordnung in 53 Kommunen mit 
angespanntem Wohnungsmarkt Gebrauch. Diese Eingriffe in den Mietpreis verhindern wirt-
schaftliche Renditen und bremsen dringend nötige Investitionen in Wohnungen. Preiseingriffe 
führen hingegen auch zu mehr Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen und verrin-
gern das Angebot an Mietwohnungen. 

Wohnraumzweckentfremdung  keine Gesetzesverschärfung nötig 

Der Landtag sollte kein gesetzliches Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum beschlie-
ßen, da es wohnungspolitisch wirkungslos wäre und den Wohnungsmangel noch verschärfen 
würde. Bisherige Initiativen für Wohnraumschutzgesetze basieren auf der falschen Annahme 
großer Wohnungsleerstände. Die Leerstandsquote im Rhein-Main-Gebiet beträgt unter zwei 
Prozent, in Frankfurt sogar unter ein Prozent. Bauherren und Eigentümer benötigen eine ge-
wisse Flexibilität im Umgang mit ihrem Eigentum, um auf sich verändernde Marktbedingungen 
reagieren zu können. Ohne diese Flexibilität würde bei privaten Bauherren und Investoren der 
Anreiz verringert, mehr Wohnraum zu schaffen. 

Anreize für neue Bauflächen im Kommunalen Finanzausgleich setzen 

Der Landtag sollte im Kommunalen Finanzausgleich mehr Anreize dafür setzen, damit Kom-
munen in Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten mehr neue Bauflächen schaffen. 

 
Weg, bei finanziellen Anreizen besteht jedoch weiter Nachbesserungsbedarf. Die Kommunen 
müssen ausreichende Mittel für die Folgekosten für Infrastruktur (z.B. Verkehrswege, Kanali-
sation, Klärwerke) und Kinderbetreuung bekommen, um nicht am Ende draufzuzahlen.  
(Mehrausgaben pro Jahr gegenüber heute im Land: 50 Mio. Euro) 

Klimaschutz: Technologieoffenheit gewährleisten, keine Solardachpflicht 

Landtag und Landesregierung sollten eine klimapolitische Technologieoffenheit auch im Ge-
bäudesektor gewährleisten. Entsprechend sind eine Solardachpflicht für neue oder beste-
hende Gebäude oder andere Technikvorgaben des Landes oder des Bundes abzulehnen. Um 
den freiwilligen privaten Ausbau der Solarenergie zu erleichtern, sollte sich die Landesregie-
rung für den Abbau der erheblichen bürokratischen und steuerrechtlichen Hürden über den 
Bundesrat einsetzen. 

B-Planverfahren beschleunigen, Aufstockungen grundsätzlich freigeben 

Der Landtag sollte alle Instrumente nutzen, um den großen Mangel an Wohnungen entgegen-
zuwirken. Deswegen müssen Bebauungsplanverfahren beschleunigt und vereinfacht werden. 
Um Aufstockungen im Rahmen der Nachverdichtung schnell zu ermöglichen, sollten Gemein-
devertretungen durch einen pauschalen Beschluss die Geschossflächenzahl für ganze Stadt-
viertel oder das gesamte Gemeindegebiet grundsätzlich erhöhen können (bspw. um den Wert 
1 oder 1,5). Einen weiteren Beitrag zur Vereinfachung sollte der Landtag durch eine Überar-
beitung der hessischen Bauordnung liefern: so sollte die Aufstockung von Gebäuden um ein 
zusätzliches Vollgeschoss und der Ausbau von Dachgeschossen für Wohnzwecke grundsätz-
lich genehmigungsfrei gestellt werden.  
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15. Regionalentwicklung 

Flächenkonkurrenz: Belange der Wirtschaft beachten 

Planerische Grundlage für attraktives Wirtschafts- und Lebensumfeld schaffen 

Der Wirtschaftsstandort Hessen braucht genügend Flächen für Industrie, Gewerbe, Handel, 
Logistik, Wasser-, Land- und Forstwirtschaft sowie Rohstoffgewinnung, aber auch für Ver-
kehrswege, Breitbandnetze, Entsorgung und weitere wirtschaftsnahe Infrastruktur sowie für 
den Wohnungsbau für die Beschäftigten. Überall in Hessen und ganz besonders im dicht be-
siedelten Ballungsraum Rhein-Main konkurrieren vielfältige Ansprüche innerhalb der Wirt-
schaft sowie zwischen Wirtschaft und der übrigen Gesellschaft um die nicht vermehrbaren 
Flächen bzw. um die planerischen Räume. Um Nutzungskonflikte zu minimieren, müssen 
raumbezogene Belange von Landesregierung und Landtag abgewogen und in ein gutes Mit-
einander gebracht werden. Da die regionalen Verflechtungen immer weitreichender werden, 
ist eine Planung und Ordnung des Raumes nötig, die über die eigene Örtlichkeit hinausgeht. 
Als übergeordnetem Raumordnungsplan kommt dem Landesentwicklungsplan daher eine 
große Bedeutung als Entwicklungsinstrument für den Wirtschaftsstandort Hessen zu. 

Ausgleichsmaßnahmen: Kompensationsbegriff erweitern 

Der Landtag und das Umweltministerium sollten die bestehenden Kompensationskonzepte 
weiterentwickeln. Ausgleichsmaßnahmen werden nötig, wenn Eingriffe mit negativen Folgen 
für Natur und Landschaft erfolgen. Kompensationsmaßnahmen sollten positive Effekte für 
Schutzgüter haben und vorrangig keine weiteren Landwirtschaftsflächen beanspruchen. Alter-
native Kompensationskonzepte können alle Beteiligten entlasten. Als Ausgleichsmaßnahme 
anerkannt werden sollte bspw. der Ausbau der Landschaft zu Erholungszwecken. Aufgrund 

ihres besonderen ökologischen Wertes sollten Ausgleichsflächen und Erholungsflächen bei 
der Bilanzierung der Flächeninanspruchnahme außen vor bleiben.  

Außenentwicklung muss weiter möglich bleiben 

Der Landtag sollte sicherstellen, dass auch bei weiterer Reduzierung der Flächennutzung ge-
rade in wachsenden Ballungsräumen eine behutsame Außenbereichsentwicklung ermöglicht 
bleibt. Das Prinzip der Innen- vor Außenentwicklung zur flächensparenden Siedlungsentwick-
lung ist zwar grundsätzlich richtig. Eine Beschränkung der Flächenausweisung allein auf die 
Innenentwicklung darf jedoch nicht erfolgen. Denn das würde etwa Bauland weiter verknap-
pen, so dass Grundstückspreise und somit auch Neuvertragsmieten weiter stiegen. Neue 
Quartiere wie Wiesbaden-Ostfeld oder Frankfurt-Josefstadt werden dringend benötigt und soll-
ten konsequent umgesetzt werden. 

Höhere Mindestdichtewerte prüfen 

Der Landtag sollte eine Erhöhung der Mindestdichtewerte im Landesentwicklungsplan prüfen, 
um den hohen Siedlungsdruck im Ballungsraum Rhein-Main gerecht zu werden. Regionalpla-
nerische Mindestdichtewerte in Wohneinheiten pro Hektar werden als Grundsatz der Raum-
ordnung für die unterschiedlichen Strukturräume festgelegt. Ein höherer Dichtewert im Bal-
lungsraum würde es erlauben, Flächen effizienter zu nutzen. Dies käme Erwerbstätigen zu-
gute, die eine Wohnung in der Nähe ihres Arbeitsplatzes in Ballungsräumen benötigen. 
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Lebendige Innenstädte: Bündnis fortsetzen, Förderung ausbauen 

und den finanziellen Ausbau des Programms prüfen, sobald es die haushaltspolitische Lage 
erlaubt. Das Förderprogramm hilft den hessischen Städten und Kommunen, nachhaltige Maß-

 
 
Die Corona-Pandemie hat bereits bestehende Herausforderungen für die Innenstädte  allen 
voran für den stationären Innenstadthandel  weiter vergrößert. Die Rücklagen der Händler 
sind großteils aufgebraucht, die Konkurrenz aus dem Onlinehandel floriert stattdessen. Vielen 
Innenstädten droht Leerstand und Verödung, falls die Entwicklung der vergangenen Jahre an-
halten sollte und immer weniger Umsätze im innerörtlichen Einzelhandel erzielt werden. Die 
Auswirkungen würden nicht nur weitere Wirtschaftszweige wie Gastronomie und Tourismus 
spüren, sondern auch die Gesellschaft insgesamt: Der demokratische Interessenausgleich 
und die plurale Kultur sind darauf angewiesen ist, dass sich Menschen physisch und nicht nur 
virtuell begegnen und ihre Verschiedenartigkeit konkret erleben und verstehen können. Des-
halb ist aus Sicht der Wirtschaft die Innenstadtförderung  ähnlich wie die Förderung des 
Sports und Vereinslebens  auch aus übergeordneten gesellschaftlichen Gründen geboten. 
(Mehrausgaben pro Jahr gegenüber heute im Land: 5 Mio. Euro) 

Vier Sonntagsöffnungen rechtssicher ermöglichen und Anlassbezug streichen 

Um die Innenstädte lebendig zu halten und den stationären Einzelhandel zu unterstützen, 
sollte der Landtag trotz der schwierigen grundgesetzlichen Rahmenbedingungen versuchen, 
dem Handel ermöglichen, an vier Sonntagen rechtssicher zu öffnen. Der Landtag sollte den 
Anlassbezug im Hessischen Ladenöffnungsgesetz ersatzlos streichen. Derzeit können aus 
besonderem Anlass vier verkaufsoffene Sonn- und Feiertage pro Jahr freigegeben werden. 
Jedoch werden diese genehmigten Sonntagsöffnungen immer wieder kurzfristig von Gerichten 
gekippt. Das kostet viel Geld, da die Händler vorab Werbung schalten, Personal einplanen und 
Aktionen organisieren. Der kurzfristige Ausfall eines verkaufsoffenen Sonntags schadet dem 
Image der Geschäfte, aber auch der betroffenen Stadt.  
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16. Rohstoffe 

Gewinnung von Rohstoffen in Hessen langfristig sichern 

Mineralische Rohstoffe – unverzichtbar für nahezu alle Wirtschaftszweige 

Mineralische Rohstoffe wie Natursteine, Kies, Sand, Kali, Salz, Ton und Kaolin sind die Basis 

jeder industriellen Tätigkeit und unverzichtbar für alle Wirtschaftsbereiche. Zum Bau und Erhalt 

von Infrastruktur und Gebäuden sowie für industrielle Anwendungen liefert die Gesteinsindust-

rie unverzichtbare Rohstoffe. Auch Industrien wie Keramik, Feuerfest, Glas oder Papier kom-

men ohne keramische Rohstoffe und Industrieminerale nicht aus. Der Wirtschaftsstandort 

Hessen braucht eine sichere und verbrauchsnahe Versorgung mit diesen Rohstoffen. Die Ge-

winnung von Rohstoffen muss als wichtiger Teil unseres Wirtschaftens wieder stärker aner-

kannt werden. Das gesellschaftliche Bewusstsein dafür nimmt leider stetig ab. Gruben oder 

Steinbrüche werden vielerorts nicht mehr akzeptiert. Genehmigungen für Neu- oder An-

schlussflächen gestalten sich langwierig und schwierig, bis hin zur kompletten Verhinderung 

durch lokale Widerstände. 

Landes- und Regionalplanung muss Rohstoffgewinnung sicherstellen 

Landesregierung und Landtag müssen in der Raumordnung und -planung die regionale Roh-

stoffgewinnung langfristig sicherstellen. Es müssen ausreichend Flächen als Vorranggebiete 

für die Rohstoffgewinnung ausgewiesen werden. Für die Regionalpläne sind entsprechende 

Vorgaben im Landesentwicklungsplan festzulegen. Rohstoffe sind standortgebunden, sie kön-

nen nur da abgebaut werden, wo sie im Boden vorhanden sind. Deswegen sollen sämtliche 

perspektivisch abbaubaren Rohstoffvorkommen in Hessen langfristig planerisch gesichert und 

von konkurrierenden Nutzungen freigehalten werden. Kennzeichnend für die nachhaltige hei-

mische Rohstoffgewinnung ist, dass die Abbauflächen nach ihrer vorübergehenden Inan-

spruchnahme renaturiert und oftmals als Naturschutzgebiet ausgewiesen werden. 

Genehmigungsbehörden angemessen mit Personal ausstatten 

Der Landtag ist aufgefordert, den Kommunen und den Regierungspräsidien ausreichend Fi-

nanzmittel zur Verfügung zu stellen, um flächendeckend eine ausreichende Personalausstat-

tung, Sachkompetenz und digitale Infrastruktur in den Genehmigungsbehörden zu gewährleis-

ten. Klare Verantwortlichkeiten und funktionierende Organisationsstrukturen sind eine Voraus-

setzung dafür, dass Fehler in den Genehmigungsverfahren vermieden und Genehmigungs-

verfahren vereinfacht und beschleunigt werden.  

Rohstoffgewinnung ermöglichen: Bannwaldgesetz wieder zurücknehmen 

Die Rücknahme der Verschärfung des Bannwaldschutzes zum Ausschluss der Rohstoffge-

winnung sollte aufgrund der langen Genehmigungsverfahren zu einer der drängendsten Auf-

gaben des zukünftigen Landtages gehören. Die 2022 beschlossene Verschärfung des Bann-

waldschutzes in Hessen sieht pauschal einen Ausschluss der Rohstoffgewinnung im Bann-

wald vor. Dabei sind nur 110 Hektar Abbauflächen vom Bannwald betroffen – bei insgesamt 

rund 19.000 Hektar Bannwald insgesamt in Hessen. Dieser kleine Anteil von 0,58 Prozent an 

Bannwaldfläche ist u.a. für die sichere Versorgung der Region Südhessen mit Sand und Kies 
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wichtig. Rund 1 Million Tonnen Sand und Kies werden derzeit im Bannwald gewonnen. Das 

entspricht einem Siebtel der gesamten Fördermenge an Sand und Kies in Hessen. 

Heimischer Bergbau: Gut für sichere Lieferketten und Kreislaufwirtschaft 

Landesregierung und Landtag sollten Möglichkeiten nutzen, die Entsorgung von Abfällen in 

untertägigen Bergbauhohlräumen zu genehmigen. Erdeinlagerungen und Deponien in ausge-

beuteten Tagebaubetrieben müssen erhalten bzw. ermöglicht werden. Sie stärken die Kreis-

laufwirtschaft. Dieses Einbeziehen in die Kreislaufwirtschaft ist ein weiterer Grund sicherzu-

stellen, dass wichtige Rohstoffe wie z.B. Kalisalze, Natursteine, Sand, Kies und Tone auch in 

Zukunft in Hessen gewonnen und aufbereitet werden können.  

 

Insbesondere für den heimischen Kali- und Salzbergbau müssen sich Landtag und Landesre-

gierung für mehr Akzeptanz und geeignete politische Rahmenbedingungen einsetzen, um die 

heimische Gewinnung und Aufbereitung auch in Zukunft zu ermöglichen. Dies betrifft bei-

spielsweise Düngemittel für die Landwirtschaft sowie unverzichtbare Rohstoffe für die Chemie- 

und Pharmaindustrie und viele andere Industrien. 

 

Der heimische Bergbau ist zudem ein Bestandteil der untertägigen Entsorgungswirtschaft, in-

dem etwa Rauchgasreinigungsrückstände und Filterstäube aus Müllverbrennungsanlagen in 

untertägigen Hohlräumen langzeitsicher deponiert werden. Die Entsorgung von Abfällen unter 

Tage erfüllt auch die wichtige bergbauliche Aufgabe, Hohlräume durch Verfüllung zu sichern. 

Insoweit leistet die untertägige Verwertung auch einen Beitrag zur Kreislaufwirtschaft. 

 

Die heimische Rohstoffgewinnung schafft hochwertige Arbeitsplätze, stärkt rohstoffreiche Re-

gionen in Hessen und sichert Lieferketten ab. Zudem werden durch die regionale Produktion 

Transportkosten und Emissionen vermieden.  
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18. Umwelt 

Umweltschutz praxistauglich gestalten 

Kooperation statt Konfrontation  kluge Umweltpolitik mit Augenmaß 

Jeder Wirtschaftsstandort braucht sauberes Wasser, gesunde Böden und frische Luft. Eine 
intakte Umwelt liegt nicht nur im Interesse der Gesellschaft, sondern ist eindeutig auch eine 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Wirtschaft. Gleichwohl ist der Schutz der Umwelt stets mit 
anderen, gleichrangigen Schutzgütern abzuwägen. Hier die Balance zu halten zwischen Um-
weltschutz und dem Erhalt der heimischen Wertschöpfung, verlangt ein hohes Maß an Um-
sicht und Pragmatismus. Denn eine vermeintlich umweltfreundliche Maßnahme kann sich 
schnell als das Gegenteil erweisen. Etwa, wenn der Abbau von Rohstoffen in Hessen unter-
sagt oder die Produktion von Nahrungsmitteln eingeschränkt wird mit der Konsequenz, dass 
dann woanders Rohstoffe abgebaut bzw. Nahrungsmittel hergestellt und mit höherem CO2-
Fußabdruck nach Hessen transportiert werden müssen. Oder wenn Abfälle aufgrund unzu-
reichender Beseitigungs- und Verwertungsmöglichkeiten in Hessen in andere Länder expor-
tiert werden müssen. Umso wichtiger ist es, umweltpolitische Entscheidungen mit und nicht 
gegen die Wirtschaft zu treffen. Mit Initiativen wie der Hessischen Umweltallianz hat die Lan-
desregierung den notwendigen Dialog zwischen öffentlicher Hand und Wirtschaft im Jahr 2000 
begonnen. Diesen Dialog gilt es sach- und zielorientiert zu führen und auszubauen.  

Öffentliche Hand muss Vorbildfunktion bei Recyclingbaustoffen erfüllen 

Die Landesregierung und insbesondere Hessen Mobil sowie die Kommunen mit ihren Eigen-
betrieben müssen ihrer Vorbildrolle gerecht werden und Recycling-Baustoffe in Ausschreibun-
gen als gleichwertig anerkennen. Bei gleicher technischer Eignung sollten sie diese in der 

Wertung von Ausschreibungen sogar bevorzugen. Außerdem sollte die Landesregierung über 
die Regierungspräsidien gegenüber den Kommunen darauf drängen, dass Recycling-Bau-
stoffe  auch aufgrund ihres geringeren CO2-Fußabdrucks  in Ausschreibungen höher ge-
wertet werden. Jedes Unternehmen, was Recycling-Baustoffe herstellt, ist Baustoffhersteller 
und Entsorger gleichzeitig. Das senkt den Bedarf an Primärrohstoffen und schont Deponieka-
pazitäten. Trotz politischer Willensbekundungen werden Recycling-Baustoffe zu wenig nach-
gefragt. Die Ausschreibungspraxis der öffentlichen Hand hat ihren Anteil daran. Statt in Aus-

-Material zu benachteili-
gen, hat die Ausschreibung nach bautechnischen und umwelttechnischen Eigenschaften 
grundsätzlich produktneutral nach Standardleistungsbuch Bau (StLB-Bau) zu erfolgen. Die 

erst entsorgt und danach Primärmaterial einzusetzen ist, muss durchbrochen werden. 

Mantelverordnung: Hemmnisse für Recycling-Baustoffe weiter abbauen 

Die Landesregierung muss darauf hinwirken, dass die Bundesregierung die Evaluation der 
Mantelverordnung im August 2025 mit Nachdruck angeht. Die Mantelverordnung, die am 
1. August 2023 in Kraft treten wird, sieht weiter Hindernisse für RC-Baustoffe vor. Die Landes-
regierung hat die Möglichkeit, auf dem Erlasswege den Produktstatus und das Abfallende von 
Recyclingbaustoffen festzuschreiben und damit ein wesentliches Hemmnis beim Einsatz von 
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Recycling-Baustoffen zu beseitigen. Damit Recycling-Baustoffe ihren Beitrag zum Ressour-
censchutz leisten können, müssen die Rahmenbedingungen für deren praktischen Einbau ver-
bessert werden. 

Entsorgung: Kommunen bei Schaffung neuer Deponiekapazitäten unterstützen 

Zur Sicherstellung der Abfallentsorgung sollte der Landtag ein Förderprogramm auflegen, da-
mit Landkreise und kreisfreie Städte einen größeren Anreiz bekommen, die seit langem benö-
tigten Verwertungs- und Deponiekapazitäten zu schaffen. Denn in Hessen bietet sich ein be-
sorgniserregendes Bild, was die dauerhafte Sicherstellung ausreichender und kostengünstiger 
Kapazitäten zur lokalen Entsorgung von Bau- und Abbruchabfällen angeht. Die Entsorgungs-
kosten werden weiter erheblich und überproportional im Vergleich zu den eigentlichen Bau-
kosten steigen  und damit auch die Kosten für Gebäude, Brücken und Straßen. Die Schaffung 
von Verwertungs- und Beseitigungskapazitäten ist gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz die Auf-
gabe der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (Landkreise und kreisfreie Städte). Daher 
kann der Landtag derzeit nur mittelbar mit Förderprogrammen tätig werden, um Abhilfe bei 
knappem Deponieraum zu schaffen. Hierbei könnte die Verwertung von mineralischen Frakti-
onen im Rahmen der Abdeckung von Kalirückstandshalden einen wertvollen Beitrag zur lang-
fristigen Entsorgungssicherheit in Hessen beitragen. 

Verfüllrichtlinie: Erdaushub praxistauglich entsorgen  Bürokratie abbauen 

Das hessische Umweltministerium muss eine praxistaugliche Verfüllrichtlinie vorlegen, damit 
die Entsorgungskosten für Bauabfälle, allen voran ungefährlicher Erdaushub, nicht weiter stei-
gen. Ziel der Verfüllrichtlinie muss es sein, umweltgerecht und ohne unnötigem Aufwand die 
Verwertung von Erdaushub und ungefährlichen Bauabfällen im Verfüllbereich zu regeln. Das 
kann vor allem dann geschehen, wenn einfache und rechtssichere Verfahren zur Verwertung 
(bspw. einheitliche Analyseverfahren zur Beprobung von Bauabfällen) genutzt werden. 
 
Bau- und Abbruchabfälle machten 2018 in Hessen rund 14 Mio. Tonnen aus. Gut die Hälfte 
davon wurde in ehemaligen Tagebauen verfüllt, der größte Teil davon ist unbelasteter Erdaus-
hub. In Hessen nimmt die Zahl der Verfüllstätten weiter ab, damit werden die Wege zur Ent-
sorgung immer länger. Bundesweit sind die Kosten für Erdarbeiten von 2015 zu 2020 um 30 
Prozent gestiegen und tragen damit zu steigenden Baukosten bei. Damit die Entsorgungskos-
ten für Bauabfälle nicht weiter überproportional steigen, muss die hessische Verfüllrichtlinie 
praxistauglich fortgeschrieben werden. 

Landwirtschaft: Unbürokratische Nutzung von Bodenaushub ermöglichen 

Die Landesregierung muss bei der Regelung der Verfüllung von unbelastetem Erdaushub 
auch die Interessen der landwirtschaftlichen Bodennutzer wahren, damit die Funktionen des 
Bodens hinsichtlich Produktionspotenzial, Lebensraum für Mikroorganismen und Ausgleichs- 
und Pufferfunktion im Wasser- und Stoffkreislauf uneingeschränkt erhalten bleiben. Zugleich 
sollte die Nutzung hochwertiger Bodenaushübe zur Bodenverbesserung der Landwirtschaft 
unbürokratischer ermöglicht werden, indem die Landesregierung für Bürokratieabbau bei der 
Genehmigung sorgt und für eine Anhebung von Genehmigungsfreigrenzen eintritt. Derzeit 
werden Bodenaushübe häufig nicht genutzt, weil bereits ab einer Bodenmenge von 600 m3 ein 
eigenes Genehmigungsverfahren erforderlich ist. Diese Freigrenze sollte auf mind. 2.000 m3 

angehoben werden. 
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EU-Ausgangszustandsbericht als Nachweis im Bodenschutzrecht zulassen 

Die Landesregierung sollte eine Bundesratsinitiative starten, um den sog. Ausgangszustands-
bericht (AZB) als Nachweis im deutschen Bodenschutzrecht anzuerkennen. Sollte eine Bun-
desregelung nicht möglich sein, sollte die Landesregierung eine Anerkennung zumindest per 
Verwaltungsvorschrift ermöglichen. So würden Unternehmen entlastet.  
 
Anlagenbetreiber sind laut EU-Industrieemissionsrichtlinie verpflichtet, einen Ausgangszu-
stan
nach Stilllegung zu erstellen. Der AZB sollte im deutschen Bodenschutzrecht für einen be-
stimmten Zeitraum als Nachweis für den Bodenzustand zulässig sein. Dies würde Ineffizienzen 
durch das Nebeneinander von europäischen und nationalen Umweltvorgaben abbauen und 
Genehmigungsverfahren beschleunigen. Derzeit können nationale Genehmigungsbehörden 
bei Baumaßnahmen Bodenuntersuchungen veranlassen, obwohl die Daten bereits im AZB 
zertifiziert vorliegen. Genehmigungsverfahren werden dadurch unnötig in die Länge gezogen, 
und es werden vermeidbare und hohe Kosten verursacht. 

Genehmigungsbescheide: Laufzeiten ausreizen, möglichst keine Befristungen 

Die Landesregierung sollte ihre Möglichkeiten im Vollzug umweltrechtlicher Vorgaben nutzen, 
damit Regierungspräsidien Genehmigungsbescheide mit einer möglichst langen Laufzeit er-
teilen können. Das gibt Behörden und Betrieben Planungs- und Investitionssicherheit. Leider 
werden z.B. die Vergabe von Wasserrechten aufgrund unterschiedlicher gesetzlicher Bestim-
mungen immer häufiger befristet. Diesem Trend sollte sich die Landesregierung entgegen stel-
len. Denn kein Unternehmen wird in neue Anlagen oder Betriebsstätten investieren, wenn eine 
Voraussetzung der Geschäftsgrundlage nur für fünf Jahre gewährt wird und dann eine Neu-
genehmigung mit ungewissem Ausgang erfolgen muss. 

Mut zum Ermessensspielraum: Lokale Aufsichtsbehörden stärken 

Die Landesregierung sollte die Regierungspräsidien bei der Aufsicht und Überwachung von 
Industrieanlagen besser unterstützen, indem sie ausreichend Personal zur Verfügung stellt. 
Dazu sollten 10 zusätzliche Stellen in den Regierungspräsidien geschaffen werden. Die zu-
nehmende Komplexität umweltrechtlicher Vorgaben zusammen mit der angespannten Perso-
nalsituation führen dazu, dass der Ermessungsspielraum auf lokaler Ebene häufig zulasten 
der Betriebe nicht genutzt wird. Die Folge ist eine mehr oder weniger unbeabsichtigte Ver-
schärfung von Umweltvorgaben. Etwa, wenn bei der Einleitung von Kühlwasser in ein Gewäs-
ser die vom Gesetzgeber als Richtwert definierte Wassertemperatur im Vollzug als Grenzwert 
ausgelegt wird. Gerade unerfahrenes Personal geht bei der Rech

, indem bspw. weitere Gutachten in Auftrag gegeben werden. Das 
schmälert den Mehrwert einer lokalen Aufsichtsbehörde, nämlich die rechtlichen Vorgaben mit 
den betrieblichen Gegebenheiten vor Ort abzuwägen, zieht Verfahren unnötig in die Länge 
und erhöht die Rechtsunsicherheit für Anlagenbetreiber. Das eigentliche Problem in Form un-
klarer gesetzlicher Regelungen oder ungelöster Zielkonflikte zwischen einzelnen Schutzgütern 
kann hingegen nur auf Bundesebene gelöst werden. Hier sollte sich die Landesregierung im 
Bundesrat und den entsprechenden Fachgremien für eine Standardisierung und Vereinfa-
chung der Vorgaben einsetzen, z.B. beim Artenschutz. 
(Mehrausgaben pro Jahr gegenüber heute im Land: ca. 1 Mio. Euro) 
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Kein Abfall: Altpapier als Rohstoff anerkennen 

Die Landesregierung sollte Altpapier per ministeriellem Erlass als Rohstoff einstufen. Aktuell 
gilt Altpapier in Hessen noch immer als Abfall, obwohl das Kreislaufwirtschaftsgesetz (§ 5 

 
gen erfüllt. Länder wie Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen haben daraufhin ent-
sprechende Regelungen erlassen. Solange es aber weiter Länder gibt, die an der Abfalleigen-
schaft von Altpapier festhalten, besteht deutschlandweit ein Flickenteppich mit negativen Aus-
wirkungen beispielsweise für die Lagerung oder den Transport von Altpapier. Des Weiteren 
wird der Einsatz von Altpapier dadurch erschwert, dass es in großen Bereichen wie den Le-
bensmittelverpackungen derzeit gar nicht verwendet werden darf. Damit Altpapier im großen 
Stil sinnvoll wiederverwendet werden kann, sollte Hessen über eine Bundesratsinitiative die 
Bundesregierung auffordern, sich für einheitliche EU-Standards, z.B. hinsichtlich mineralöl-
freier Druckfarben, einzusetzen. 

Weniger Abfall, mehr Recycling: Chemisches Recycling zügig anerkennen  

Die Landesregierung sollte sich in der Umweltministerkonferenz und im Bundesrat dafür ein-
setzen, dass chemisches Recycling zügig als Recyclingverfahren anerkannt wird. Die Bundes-
regierung hat dies im Koalitionsvertrag angekündigt. Dadurch könnten mehr Stoffe für eine 
Wiederverwendung aufbereitet und die Qualität dieser sog. Rezyklate gesteigert werden. Die 
Unternehmen sind darauf angewiesen, dass mehr qualitativ hochwertige Rezyklate zur Verfü-
gung stehen. Denn nur so können die erwarteten, verpflichtenden Einsatzquoten in einer Viel-
zahl von Produktanwendungen eingehalten werden. Daher sollte die Landesregierung ge-
meinsam mit den Kommunen auch Maßnahmen entwickeln, wie das Abschöpfen von recyc-
lingfähigen Materialien aus dem Hausmüll ausgebaut werden kann. Je mehr recycelte Stoffe 
eingesetzt werden können, desto geringer ist der Bedarf an Primärmaterialien. Das schont 
Ressourcen und trägt zur Vermeidung von Abfall bei.  

 

Den sollte der Landtag 
nicht wieder einführen. In anderen Ländern zeigt sich, dass ein großer Teil des Aufkommens 
von Gebühren zur Entnahme von Grund- oder Oberflächenwasser allein für die Verwaltungs-
kosten zur Erhebung und Verteilung verwendet wird. Zudem ist den allermeisten privaten, ge-
werblichen und industriellen Verbrauchern der Wert des Wassers hinreichend bewusst, so 
dass bei ihnen ein neues Entgelt keine Verhaltensänderung bewirken würde bzw. braucht. 
Das gilt insbesondere für Unternehmen, die viel Wasser nutzen müssen und deshalb seit lan-
gem zur Kostensenkung sparsam mit Wasser umgehen.  
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19. Klima 

Anpassung an Klimafolgen zur Priorität machen 

Hessische Wirtschaft für zügige Senkung des weltweiten CO2-Ausstoßes 

Zur Begrenzung der Erderwärmung muss der CO2-Ausstoß weltweit gesenkt werden  mög-
lichst schnell, möglichst wirksam und möglichst kostengünstig. Im Jahr 2020 wurden insge-
samt 35 Milliarden Tonnen CO2 ausgestoßen, davon 7 Prozent in Europa, 2 Prozent in 
Deutschland und 0,1 Prozent in Hessen. Das ist zu wenig, um allein mit der eigenen Redukti-
onsleistung den Klimawandel zu stoppen. Daraus ergeben sich zwei Herausforderungen: den 
eigenen CO2-Ausstoß reduzieren und gleichzeitig andere Wirtschaftsräume überzeugen, 
ebenfalls ihre Emissionen zu senken. Ohne ähnliche Anstrengungen großer Emittenten wie 
China, USA und Indien bleiben die eigenen Bemühungen vergebens und es droht eine Ab-
wanderung von Wertschöpfung und Emissionen in Regionen mit niedrigeren Klimaschutzni-
veaus. Ihre Bereitschaft steigt, wenn Europa den Nachweis liefern kann, dass eine Reduktion 
des CO2-Ausstoßes  trotz enorm hoher Investitionskosten  ohne Abstriche bei Wettbewerbs-
fähigkeit, Wirtschaftswachstum und Wohlstand möglich ist. Die hessische Wirtschaft möchte 
ihren Beitrag dazu leisten.  

Klimafolgenanpassung: Maßnahmen ausweiten und Infrastruktur fit machen 

Die Landesregierung sollte Klimafolgenanpassung zur Priorität ihrer Klimapolitik machen. Der 
Klimaplan Hessen 2030 enthält wie zuvor auch der integrierte Hessische Klimaschutzplan 
2025 auch Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels. Sie sollten fortge-
setzt und erweitert werden. Land und Kommunen müssen schnellstmöglich umfangreiche bau-
liche Schutzmaßnahmen anstoßen, um die gesamte Infrastruktur an die veränderten Wetter-

bedingungen anzupassen  von Wohnhäusern, Wirtschafts- und Verwaltungsgebäuden über 
Verkehrswege, Stromleitungen, Wasserleitungen und Pipelines bis hin zu Funkmasten und 
Kanalisation. Vermehrt auftretende Extremwetter-Ereignisse wie Stürme, starke Nieder-
schläge, Kälte- und Hitzeperioden und Dürrephasen machen Änderungen bei Bauvorgaben 
und Raumplanung erforderlich. Dazu sind bautechnische Vorschriften und Regelwerke zu ak-
tualisieren.  
 
Öffentliche Räume müssen umgestaltet werden, damit Starkregen besser abfließen und ver-
sickern kann, Messstationen sowie Warn- und Evakuierungssysteme müssen ausgebaut wer-
den, damit bei Überschwemmungen und Stürmen frühzeitig gewarnt und evakuiert werden 
kann. Dazu sind Ressourcen aus relevanten Bereichen wie dem Wetterdienst, der Regional-
planung, dem Rundfunk oder dem Technischen Hilfswerk zusammenzuführen und, wo sinn-
voll, neu aufzubauen. Das Land muss die Kommunen bei der Bewältigung dieser Aufgaben 
unterstützen und sie mit ausreichenden personellen und finanziellen Mitteln ausstatten. Es ist 
wichtig, dass sich Land und Kommunen auf Aufgaben zur Klimafolgenanpassung fokussieren, 
da sie, anders als bei Maßnahmen zur CO2-Reduktion, vor Ort wirkungsvoller agieren können 
als Bund und EU.  
(Mehrausgaben pro Jahr gegenüber heute im Land: 100 Mio. Euro) 
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Auf Landesebene keine gesetzlichen CO2-Reduktionsvorgaben einführen 

Zielvorgaben und Instrumente zur Reduktion des CO2-Ausstoßes sollten auf der höchstmögli-
chen staatlichen Ebene ansetzen. Das erhöht den Wirkungsgrad und minimiert das Risiko von 
Fehlsteuerungen. Das Bundesverfassungsgerichtsurteil verpflichtet alle staatlichen Ebenen, 
Anstrengungen zur Senkung des CO2-Ausstoßes zu unternehmen. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass alle Ebenen das Gleiche tun sollen. Vielmehr braucht es eine klare Aufgabenverteilung: 
EU und Bund setzen mit sinkenden CO2-Obergrenzen einen strikten Rahmen, der zur Reduk-
tion des CO2-Ausstoßes in allen Sektoren zwingt.  
 
Innerhalb dieses Rahmens kann und muss ein Bundesland keine weitere Minderung bewirken. 
Auch das Bundesverfassungsgericht wies bei seiner Entscheidung, die Klimaklage der Deut-
schen Umwelthilfe gegen Hessen abzuweisen, darauf hin, dass CO2-Budgets auf Ebene der 
Bundesländer weder sinnvoll noch zielführend sind. Deshalb sollten Landtag und Landesre-
gierung in Hessen keine eigenen gesetzlichen Reduktionsvorgaben für Kohlendioxid beschlie-
ßen. Sie würden Erwartungen wecken, die sie aufgrund ihres begrenzten Wirkungsgrades gar 
nicht erfüllen können. Zudem würden gesetzliche Reduktionsziele auf Landesebene die Re-
duktionsbemühungen übergeordneter Ebenen konterkarieren, da Emissionen nicht flexibel in 
Regionen und Sektoren vermieden würden, wo es jeweils am einfachsten und wirtschaftlichs-
ten ist.  
 
Anstrengungen zur Reduktion des CO2-Ausstoßes bedeuten auf Landesebene vor allem das 
Sichern der dafür notwendigen Infrastruktur, damit Betriebe und Haushalte die Vorgaben von 
Bund und EU umsetzen können. In diesem Sinne sollten Landtag, Landesregierung und Re-
gierungspräsidien den Auftrag des Bundesverfassungsgerichts zum effektiven und effizienten 
Klimaschatz zum Beispiel im Rahmen ihrer Regionalplanungs- und Flächenpolitik umsetzen. 

Klima-Subventionen: Keine Geldgeschenke für einzelne Branchen 

Landesregierung und Landtag sollten davon absehen, Förderprogramme für einzelne Bran-
chen oder Nutzergruppen zur Umsetzung von Klimaschutzauflagen aufzusetzen. Zwar muss 
der Staat Rahmenbedingungen so gestalten, dass Unternehmen und Haushalte die gesetzli-
chen Klimaschutzvorgaben auch tatsächlich erfüllen können. Dies wird jedoch zu leichtfertig 
als Begründung für unterstützende staatliche Maßnahmen genommen. Für den Landeshaus-
halt ist ein Förderprogramm in Summe teuer  meist handelt es sich um Millionenbeträge -, für 
die einzelnen Förderbegünstigten aber oft zu wenig, als dass allein deswegen Maßnahmen 
umgesetzt werden. Dies führt zu Mitnahmeeffekten, da in der Praxis Maßnahmen staatlich 
bezuschusst werden, die aus betriebswirtschaftlichen Gründen ohnehin umgesetzt worden 
wären. Des Weiteren kann es Subventionen per Definition immer nur für einige wenige geben, 
die Mehrheit der Akteure geht leer aus. Sinnvoller wäre es, stattdessen klimarelevante Infra-
struktur wie Wasserstoffpipelines oder den Schienennetzausbau zu fördern. Dann würde der 
volkswirtschaftliche Nutzen die Kosten für Steuerzahler rechtfertigen, weil eine Infrastruktur-
Förderung allen gleichermaßen zugutekäme. 

Im Bundesrat für echten CO2-Deckel bei Gebäude und Verkehr stark machen 

Seit 2021 unterliegen die Bereiche Gebäude und Verkehr dem nationalen Brennstoffemissi-
onshandel. Dieser hat aber eine entscheidende Fehlkonstruktion: es findet keine ökologisch 
wirksame Deckelung und Reduktion der CO2-Zertifikate statt. Lediglich der Preis der Zertifikate 
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wird festgelegt, aber nicht die Menge. Diese Fixpreise verteuern den Ausstoß von CO2 ohne 
Garantie, wie viel CO2 dadurch tatsächlich reduziert wird. Somit gibt es bei Gebäude und Ver-
kehr bis mindestens 2026 keine garantierte Emissionsminderung  im Unterschied zum EU-
Emissionshandel bei Strom, Industrie und Luftfahrt, wo die Menge der Zertifikate und damit 
der CO2-Emissionen jährlich sinkt. Es wäre wünschenswert, auch im Brennstoffemissionshan-
del einen solchen CO2-Deckel einzuführen. Noch besser wäre es, den Plänen der EU Kom-
mission zu folgen und ab 2026 einen eigenständigen Emissionshandel für Gebäude und Ver-
kehr direkt auf EU-Ebene einzuführen. Dafür sollte sich die hessische Landesregierung im 
Bundesrat stark machen. Denn ein echter CO2-Deckel bei Gebäuden und Verkehr hat klare 
Vorteile: Emissionen werden garantiert gesenkt, und es entsteht ein Wettbewerb  bei Nach-
fragern und Anbietern -, wie CO2 am wirtschaftlichsten vermieden werden kann. 

Sondersituation der Landwirtschaft beachten 

Landtag und Landesregierung müssen die Sondersituation der landwirtschaftlichen Produktion 
in der Klimapolitik besonders berücksichtigen. Auch wenn die Landwirtschaft ihren Ausstoß 
von Treibhausgasen seit 1990 um ca. 25 Prozent senken konnte, wird sie zwangsläufig zum 
größten verbleibenden Emittenten werden. Denn die Emissionen werden vorrangig durch na-
türliche Prozesse etwa in der Tierhaltung verursacht und können somit nie vollständig vermie-
den werden. Das ist ein zentraler Unterschied zu anderen Sektoren wie der Stromerzeugung 
oder der Industrie, in denen der Ausstoß durch einen Umstieg von fossiler auf erneuerbare 
Energie gesenkt werden kann. In der Landwirtschaft ist die Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen ungleich schwieriger.  

Nur informieren: keine wettbewerbsverzerrende Verbraucherbelehrung 

Die hessische Wirtschaft beobachtet mit Sorge eine zunehmende staatliche Einmischung in 
individuelle Entscheidungen, gerade unter dem Vorwand der Klimapolitik. Die individuelle Frei-
heit ist ein hohes Gut und darf auch durch eine globale Mammutaufgabe wie den Klimawandel 
nicht in Frage gestellt werden. Die Exekutive soll über Klimafolgen informieren, aber keine 
Handlungsempfehlungen zugunsten oder zulasten einzelner Technologien, Produkte oder Le-
bensweisen geben. Sie kann Unternehmen und Bürger durch Aufklärungsarbeit darin unter-
stützen, fundierte Entscheidungen zu treffen. Aber sie soll diese Entscheidungen weder per 
Ordnungsrecht vorwegnehmen, noch durch gezielte Beeinflussung herbeiführen. Zum Beispiel 
ist es im Rahmen der Klimakampagne Hessen zulässig, mit PR-Maßnahmen auf bedrohte 

oder im Sinne eines veganen Lebensstils aktiv für Milchersatzprodukte zu werben. Denn dies 
propagiert  ein bestimmtes Verhalten. Das Werben für Ideen, normative Werte und Handlungs-
maxime ist Teil der politischen Willensbildung. Sie ist zu Recht der Zivilgesellschaft und vor 
allem den Parteien vorbehalten und muss es auch bleiben. Es wäre gleichermaßen verfas-
sungswidrig und unfair, wenn sich hessische Ministerien an diesem politischen Wettstreit be-
teiligen, weil sie auf Landesebene allen anderen Akteuren finanziell und personell weit über-
legen sind. Deshalb müssen klimapolitische Programme der Ministerien kritisch überprüft und 
ggf. eingestellt werden, wenn die Trennung zwischen Information und politischer Kampagne 
nicht gewahrt ist. Dies betrifft einzelne PR-Kampagnen, aber auch die Rolle von landeseige-
nen Institutionen wie der Landesenergieagentur.  


